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Aktenzeichen: I A 2.4 
Gesetz der Änderung des Wohnraumfördergesetzes 
- Drucks. 20/3460 - 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zunächst danke ich für die Möglichkeit im Namen des BFW Landesverband Freier 
Immobilien- und Wohnungsunternehmen Hessen/Rheinland-Pfalz/Saarland eine 
Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Fraktion der SPD zum Gesetz zur Änderung des 
Wohnraumfördergesetzes abgeben zu dürfen. 
 
Die im BFW organisierten Unternehmen sind bundesweit für 50 % des 
Wohnungsneubaus verantwortlich. Auch im BFW Hessen/Rheinland-Pfalz/Saarland 
sind überwiegend Bauträger und Projektentwickler organisiert. Sie beschäftigen sich 
überwiegend mit Wohnungsneubau. 
 
Nach unserer Auffassung ist die aktuell bestehende Regelung in § 19 des 
Wohnungsbindungsgesetzes ausreichend und angemessen. 
 
Eine Verlängerung der Nachwirkungsfrist auf einen Zehnjahreszeitraum macht den 
sozial geförderten Wohnungsbau weiter unattraktiv. 
 
In der Begründung bleibt offen in welcher Anzahl tatsächlich vorzeitige Rückzahlungen 
von Förderdarlehen erfolgen. Insbesondere wäre zu fragen, wie lange in den konkreten 
Fällen die Bindungsfrist ohne vorzeitige Rückzahlung tatsächlich noch bestanden hätte. 
Zu berücksichtigen ist in diesem Zusammenhang, dass die Förderprogramme des 
Landes unterschiedliche Laufzeiten der sozialen Bindung vorsehen.  
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Die beantragte Verlängerung der Nachwirkungsfrist auf 10 Jahre kann sich nur bei 
Fallgestaltungen mit langen Laufzeiten überhaupt auswirken. Tatsächlich jedoch halten 
gerade Unternehmen mit kommunaler Beteiligung einen großen Teil sozial gebundener 
Bestände. Hier haben die Kommunen bereits hinreichend Einfluss auf die 
Geschäftspolitik dieser Unternehmen, sodass eine gesetzgeberische, weitere 
Einschränkung aller Eigentümerrechte nach der Begründung des Antrages gerade nicht 
geboten ist. 
 
Sofern in Einzelfällen eine vorzeitige Rückzahlung des Förderdarlehens erfolgen sollte, 
ist eine Nachwirkungsfrist von fünf Jahren nach unserer Einschätzung ausreichend. 
 
Soweit die Stellungnahme des BFW Hessen/Rheinland-Pfalz/Saarland. 
 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
Gerald Lipka 
(Rechtsanwalt) 
Geschäftsführer  
 


